
zedur der Eheauflösung mit schmutzigen, die Würde 
der Frau herabsetzenden Einzelheiten und mit der 
Notwendigkeit ausstattete, die intime Seite des Lebens 
der Ehegatten aufzudecken und Tatsachen zu beweisen 
oder manchmal auch zu verfälschen, die eine Untreue 
des einen von ihnen bestätigten.
Die Gesetzgebung über die Scheidung zählte W. I. Lenin 
zu den wichtigsten allgemein-staatlichen Fragen:

„Das Beispiel der Ehescheidung zeigt anschaulich, 
daß man nicht Demokrat und Sozialist sein kann, 
ohne sofort die volle Freiheit der Ehescheidung zu 
fordern, denn das Fehlen dieser Freiheit bedeutet eine 
zusätzliche Fessel für das unterdrückte Geschlecht, 
für die Frau — wenn es auch keineswegs schwer ist, 
dahinterzukommen, daß die Anerkennung der Frei­
heit der Trennung vom Mann, keine Aufforderung an 
alle Frauen ist, ihre Männer zu verlassen! . . . Das 
Recht der Ehescheidung wird im Kapitalismus in der 
Mehrzahl der Fälle nicht realisierbar sein, denn das 
unterdrückte Geschlecht ist ökonomisch geknechtet, 
denn die Frau bleibt im Kapitalismus, wie die De­
mokratie auch geartet sein mag, die ,Haussklavin‘, die 
in Schlafzimmer, Kinderstube und Küche eingesperrte 
Sklavin.“7

In den Dekreten des Jahres 1917 war die Freiheit der 
Eheauflösung festgelegt worden. Es waren keinerlei Be­
schränkungen der Scheidung im Gesetz vorgesehen. 
„Ist der Richter überzeugt, daß wirklich von beiden 
Ehegatten oder von einem von ihnen ein Eheauf­
lösungsersuchen ausgeht, dann faßt er als Einzelent­
scheidung den Beschluß über die Auflösung der Ehe 
und händigt den Ehegatten ein diesbezügliches Zeugnis 
aus“ — so hieß es im Art. 6 des Dekrets über die Ehe­
auflösung. Bei der Auflösung einer Ehe wurde über 
folgende Fragen mitentschieden: über den Familien­
namen der Ehegatten- und ihrer Kinder, bei welchem 
Ehegatten minderjährige Kinder verbleiben, wer und in 
welcher Höhe die Kosten für deren Unterhalt und Aus­
bildung zu tragen hat, ob und in welchem Ausmaß der 
Mann verpflichtet ist, seiner ehemaligen Frau Unter­
halt zu leisten (Art. 7 und 8 des Dekrets). Die Wirkung 
des Dekrets „Über die Auflösung der Ehe“ erstreckte 
sich auf alle Bürger der Russischen Republik, unabhän­
gig von ihrem Glaubensbekenntnis. Diese Entscheidung, 
die von der Sowjetmacht in den ersten Monaten ihres 
Bestehens getroffen wurde, bestimmte zugleich die Po­
sition der jungen Republik auf dem Gebiet der Fami­
lienbeziehungen und veranschaulichte den Demokratis­
mus und die Gerechtigkeit der neuen Gesetzgebung. 
Einen bedeutenden Platz nahm in den Arbeiten W. I. 
Lenins, die der Lage der Frau in der Familie gewid­
met waren, das Problem ein, wie sich Staat und Gesell­
schaft zu den sog. illegitim geborenen Kindern und zur 
unverheirateten Mutter, zu ihrer rechtlichen und tat­
sächlichen Lage verhalten. W. I. Lenin schrieb aus die­
sem Anlaß:

„Die oberflächlichste Bekanntschaft mit der Gesetz­
gebung der bürgerlichen Länder über Ehe, Scheidung 
und uneheliche Kinder wie auch mit der wahren 
Lage der Dinge in dieser Hinsicht zeigt jedem, der 
sich für diese Frage interessiert, daß sich die mo­
derne bürgerliche Demokratie selbst in den demokra­
tischsten bürgerlichen Republiken in dieser Beziehung 
gerade als Fürsprecherin der Leibeigenschaft gegen­
über der Frau und den unehelichen Kindern er­
weist.“8

In der marxistischen Theorie wurde die Frage nach der 
Lage der außerhalb der Ehe geborenen Kinder immer 
von einem konsequent demokratischen Standpunkt aus 
betrachtet. Bereits im Jahre 1847 verwies Friedrich En-

7 W. I. Lenin, Werke, Bd. 30, S. 125 f. (russ.); deutsch: Bd. 23, 
S. 67.
8 W. I. Lenin, Werke, Bd. 45, S. 32 (russ.); deutsch: Bd. 33,
S. 222.

gels in den „Grundsätzen des Kommunismus“ auf die 
Notwendigkeit, im Rahmen der ersten demokratischen 
Maßnahmen gleiches Erbrecht für uneheliche wie für 
eheliche Kinder zu gewährleisten9.
Der revolutionäre Umsturz in Rußland schuf die realen 
Möglichkeiten, um die fortschrittlichen Ansichten über 
die Stellung der außerhalb der Ehe geborenen Kinder 
praktisch in das Leben umzusetzen. In den Dekreten 
des Oktobers, die der Familie gewidmet waren, wurde 
den außerhalb der Ehe geborenen Kindern die Gleich­
berechtigung unmittelbar und unzweideutig gewährt. 
„Außerhalb der Ehe geborene Kinder stehen ehelichen 
in bezug auf die Rechte und Pflichten sowohl der El­
tern gegenüber den Kindern als auch der Kinder gegen­
über den Eltern gleich“, verkündete Art. 10 des Dekrets 
des WZIK und des SNK der RSFSR „Über die Zivilehe, 
über Kinder und über die Führung des Personenstands­
registers“. Im gleichen Dekret war vorgesehen, daß 
dann, wenn der Vater eines außerhalb der Ehe gebore­
nen Kindes, dessen Mutter keine Erklärung über die 
Vaterschaft abgibt, dem Vormund oder dem Kind selbst 
das Recht zusteht, die Vaterschaft in einem gerichtlichen 
Verfahren nachzuweisen. Im Gesetzbuch der RSFSR 
über das zivile Personenstandsregister und über das 
Ehe-, Familien- und Vormundschaftsrecht, das im Jahre 
1918 angenommen wurde, ist darauf verwiesen, daß die 
Vorschrift des Artikels, der eheliche und außerhalb der 
Ehe geborene Kinder gleichstellt, sich auch auf außer­
halb der Ehe geborene Kinder erstreckt, die vor der 
Veröffentlichung des Dekrets über die Zivilehe (vom 
20. Dezember 1917) geboren wurden.
W. I. Lenin nahm als Vorsitzender der Sowjetregierung 
täglich an der Verabschiedung der Gesetze der Sowjet­
macht und an der Schaffung neuer Beziehungen inner­
halb der Gesellschaft Anteil. Die Entwürfe vieler De­
krete und Verordnungen wurden von ihm selbst aus­
gearbeitet oder redigiert. Bekannt sind die zahlreichen 
Hinweise W. I. Lenins an die Mitarbeiter des Rates der 
Volkskommissare und an die Volkskommissare zu den 
Entwürfen der Dekrete, die die wichtigsten Seiten des 
Lebens im Lande betrafen.
In bezug .auf die vom WZIK und vom SNK der RSFSR 
im Dezember 1917 verabschiedeten Dekrete über die 
Familie und die Ehe sind besonders bemerkenswerte 
Umstände zu erwähnen. Der Entwurf des Dekrets 
„Uber die Auflösung der Ehe“ wurde am 5. November 
1917 in der „Zeitung der Provisorischen Arbeiter- und 
Bauernregierung“ und am 22. November 1917 in der 
Zeitung „Prawda“ veröffentlicht. Dieser Entwurf des 
Dekrets unterschied sich überaus wesentlich von dem, 
der später vom WZIK und SNK der RSFSR bestätigt 
wurde; er war sprachlich kompliziert abgefaßt, und in 
ihm wurde eine für die Bevölkerung wenig verständ­
liche juristische Terminologie verwendet. Die Leitlinien 
des Entwurfs fußten auf dem früher vorhandenen Ge­
richtssystem und auf der dementsprechenden gericht­
lichen Praxis. Die Veränderungen, die am Entwurf vor­
genommen wurden, zeugen davon, daß er unter den 
Gesichtspunkten seines demokratischen Gehalts, einer 
besseren Verständlichkeit und einer bedeutenden Kür­
zung grundsätzlich überarbeitet wurde. Wie P. I. 
Stutschka in seinen Erinnerungen schreibt, redigierte 
W. I. Lenin diesen Entwurf in einer Sitzung des Rates 
der Volkskommissare10.
Diesen Dekreten wurde in der Periode, in der das so­
wjetische Staatswesen und die sozialistische Gesetzlich­
keit geschaffen wurden, große Bedeutung beigemessen.

9 Vgl. Marx/Engels, Kleine Ökonomische Schriften, Berlin 1955, 
S. 215.
M Stutschka, 13 Jahre Kampf für eine revolutionäre -marxi­
stische Rechtstheorie, S. 154 (russ.).
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